
Der Unterhaltsanspruch der schuldlos geschiedenen Frau
Zu dem in diesem Heft veröffentlichten Urteil des Obersten Gerichts*)

Von Dr. Hans N a t h a n ,  Hauptabteilungsleiter im Ministerium der Justiz

§ 1578 BGB gab der unschuldig geschiedenen Frau 
einen Unterhaltsanspruch insoweit, als sie sich nicht 
mittels ihrer Vermögenseinkünfte und, „sofern nach 
den Verhältnissen, in denen die Ehegatten gelebt haben, 
Erwerb durch Arbeit der Frau üblich“ war, mit dem 
Ertrage dieser Arbeit erhalten konnte. Diese soziale 
Differenzierung wurde bereits durch EheG 38 be­
seitigt; nach ihm (§ 66) wurde der Unterhaltsanspruch 
der unschuldig geschiedenen Frau nur dann zuge- 
billigfc, wenn „die Erträgnisse einer Erwerbstätigkeit, 
die von ihr den Umständen nach erwartet werden 
kann, nicht ausreichen“. Hierzu ist im Schrifttum be­
reits darauf hingewiesen worden, daß es dem national­
sozialistischen Gesetzgeber mit dieser Gesetzesände­
rung keineswegs um Dinge der sozialen Gerechtigkeit 
ging, sondern um Fragen der Bevölkerungspolitik: der 
Mann sollte finanziell möglichst entlastet und die Frau 
zur Arbeit gezwungen werden, um dadurch in beiden 
Teilen der früheren Ehe die Bereitschaft und den 
Wunsch nach einer neuen Eheschließung zu fördern* 1).

Das EheG 46 brachte wiederum eine Änderung: in 
§ 58 sind die Zusätze sowohl des § 1578 BGB als auch 
des § 66 EheG 38 fallengelassen; es heißt jetzt nur 
noch, daß der Unterhalt zu gewähren sei, „soweit ... 
die Erträgnisse einer Erwerbstätigkeit nicht aus­
reichen“. Damit begann das große Rätselraten: Was 
hatte der Gesetzgeber (nämlich der Alliierte Kontroll­
rat, der bekanntlich keine Begründung veröffentlichte) 
mit dieser Fassung sagen wollen? Hatte er wirklich 
beabsichtigt, die schuldlos geschiedene Frau von jeder 
V e r p f l i c h t u n g  zur eigenen Arbeit freizustellen? 
Wollte er tatsächlich der Frau, die sich in Überein­
stimmung mit dem bisherigen Rechtszustand durch 
ihre Berufsarbeit erhielt, die Möglichkeit einräumen, 
nunmehr den Beruf aufzugeben und in Zukunft auf 
Kosten des schuldig geschiedenen Mannes zu leben? 
Diese Auslegung erschien so unannehmbar, daß sich 
eine große Zahl von Autoren und Gerichten an eine 
anderweite Interpretation des gesetzgeberischen 
Willens machte. Es wurde argumentiert, daß die obige 
Annahme so unvernünftig sei und zu derartig unmög­
lichen Folgerungen führe, daß man dem Gesetzgeber 
nicht unterstellen dürfe, er habe mit der Streichung 
des im EheG 38 enthaltenen Zusatzes eine Abänderung 
der bisherigen Regelung beabsichtigt;, zumal der 
jetzige Wortlaut zu dieser Annahme auch nicht 
zwinge2).

Andere erklärten, der Gesetzgeber habe mit der 
Änderung des bisherigen Wortlautes nur von der 
nationalsozialistischen Einstellung zur Arbeitspflicht 
der Frau abrücken und damit zum Ausdruck bringen 
wollen, daß an die Zumutbarkeit der von der Frau zu 
übernehmenden Arbeit ein anderer Maßstab als früher 
anzulegen sei; von der Frau könne, so wurde der 
Kontrollrat interpretiert, nicht jede Arbeit verlangt 
werden, die ihr die Nazis zugemutet hätten3 4).

In jedem Fall ist als die -weitaus herrschende 
Meinung festzustellen, daß sich auch nach dem heu­
tigen Rechtszustand die schuldlos geschiedene Frau 
nicht nur auf ihre Vermögenseinkünfte, sondern auch 
auf eine ihr nach den Umständen des Falles zumutbare 
Erwerbstätigkeit verweisen lassen muß1).

Es wäre falsch, zu sagen, daß sich das OG mit 
seinem im vorliegenden Heft abgedruckten Urteil
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dieser herrschenden Meinung angeschlossen habe, 
wenn auch sein Ergebnis auf der gleichen Linie liegt. 
Das wäre falsch, weil der Ausgangspunkt des OG bei 
der Gesetzesauslegunig sich grundsätzlich von dem der 
„herrschenden Lehre“ unterscheidet; gerade deshalb 
erscheint die vorliegende Entscheidung so bedeutsam, 
weil sie einen Einblick in die Methodik des OG bei 
der Interpretation früherer Gesetzgebung gewährt.

Aus wiederholt erörterten Gründen müssen wir 
heute — und wahrscheinlich noch auf lange hinaus — 
in vielen Materien mit „alten“ Gesetzen arbeiten, mit 
Gesetzen, die als Überbau einer überwundenen Gesell­
schaftsordnung entstanden sind. Das ist, will man 
Konflikte mit der neuen Ordnung vermeiden, nur 
möglich, wenn man sich darüber klar ist, daß diese 
Gesetze „mit neuem Geist erfüllt“ sind. Wie wir kürz­
lich zeigten5), beruht die Rechtsprechung des OG zu 
§ 138 BGB auf der Erwägung, daß es für das Gericht 
des demokratischen Staates eine begriffliche Unmög­
lichkeit wäre, sittliche Wertungen auf der Grundlage 
von Moralbegriffen vorzunehmen, die der demokra­
tischen Rechtsordnung und der heutigen Moral wider­
sprechen: ebensowenig aber ist es unseren Gerichten 
möglich, einem der Auslegung fähigen Gesetz einen 
Sinn zu unterlegen, der zu einer unserer neuen Ord­
nung widersprechenden Interpretation führen muß. 
Die Auslegung alter Gesetze hat also in Übereinstim­
mung mit der Weltanschauung und Rechtsauffassung 
der demokratischen Gesellschaft zu geschehen, und das 
gilt auch dann, wenn eine Ermittlung der gesetz­
geberischen Motive eine andere Auslegung ergeben 
würde. Nur so läßt sich der Widerspruch zwischen alter 
Gesetzgebung und neuem Staat lösen.

Das bedeutet natürlich nicht, daß alle die zahllosen 
Einzelvorschriften des geltenden Rechts nun im Gegen­
satz zu ihrem ursprünglichen Sinn angewandt werden 
müßten. Viele von ihnen sind „technischer“ Natur; ihre 
Auslegung im Sinne des Gesetzgebers ist unschädlich. 
Nicht so bei § 58 EheG; sein Inhalt rührt an die Frage 
der Gleichberechtigung, eines Prinzips also, das im 
Mittelpunkt des Kampfes zwischen Altem und Neuem 
steht. Sein Sinn ist nicht eindeutig, wie die obigen 
Ausführungen zeigten; er kann für und wider die 
Verpflichtung der schuldlos geschiedenen Frau zur Aus­
übung einer Erwerbstätigkeit gedeutet werden. Hier 
liegt also ein Fall vor, in dem das neue Prinzip der 
Gesetzesauslegung in Funktion tritt: das OG fragt, im 
Gegensatz zur bisherigen Lehre und Rechtsprechung, 
nicht danach, was sich der Gesetzgeber bei seiner 
Formulierung gedacht haben mag; diese Frage in­
teressiert nicht — sie wird nicht einmal erwähnt. Maß­
gebend ist allein: die fragliche Vorschrift „muß . . . .  
unter Berücksichtigung der . . . .  für unsere Ordnung 
geltenden Gesichtspunkte . . . .  ausgelegt werden“.

Kommen wir also dazu,, daß man bei uns und im 
Westen auf verschiedenem Wege zum gleichen Resul­
tat gelangt? Ganz so ist es nicht — weder ist der Weg 
so verschieden, noch das Resultat so übereinstimmend, 
wie es den Anschein hat. Die frühere und heute noch 
im Westen herrschende analytische Methode der Inter­
pretation — analytisch, insofern sie, zum mindesten 
nach außen hin, das Ergebnis aus einer Zergliederung 
der der Gesetzgebung zugrunde liegenden Vorgänge 
und Absichten abzuleiten sucht — ist in Wirklichkeit 
nur eine Verhüllung des tatsächlichen Vorgangs, also 
nur ein weiteres Beispiel dafür, daß die bürgerliche 
Ideologie und Wissenschaft die klassenkämpferische 
Funktion des kapitalistischen Staates und aller seiner 
Einrichtungen, also auch des Rechts, weitgehend ver­
schleiert, im Interesse der ungestörten Ausbeutung der 
unterdrückten Klassen verschleiern muß. In Wahrheit 
verfährt alle Rechtsprechung bei der Gesetzesaus­
legung von jeher so, wie das OG: das vom Stand­
punkt des Gerichts notwendige Ergebnis ist das Pri­
märe; nach ihm richtet sich die Auslegung. „Jeder 
Richterspruch ist eine politische Tat“«); jeder Richter
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